
Erläuterungen (öffentlich) 

 

4. Antrag der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen für eine pestizidfreie 

Gemeinde; Beschluss. 

 
Sachverhalt: 

Die Gemeinderatsfraktion Bündnis 90 / Die Grünen hat mit Schreiben vom 

02.10.2020 folgenden Antrag bei der Verwaltung eingereicht:

 



 

 



 

 



Gemäß § 34 der GemO in Verbindung mit § 13 Abs. 2 der Geschäftsordnung 

ist auf Antrag einer Fraktion oder eines Sechstels der Gemeinderäte ein 

Verhandlungsgegenstand auf die Tagesordnung spätestens der übernächsten 

Sitzung des Gemeinderats zu setzen. Die Verhandlungsgegenstände müssen 

zum Aufgabengebiet des Gemeinderats gehören. Der gleiche 

Verhandlungsgegenstand darf nicht innerhalb der letzten sechs Monate 

behandelt worden sein. 

 

Der Antrag befasst sich mit mehreren Themen. Neben dem grundsätzlichen 

Ausschluss von Pestiziden auf kommunalen Flächen (Ziffer 1 und 2 des 

Antrags) wird auch beantragt, dass die Bürgerinnen und Bürger über die die 

Themen Biodiversität, Bedeutung von Bestäubern und Bienen, sowie giftfreie 

Maßnahmen beim Gärtnern informiert wird. 

 

Die Gemeindeverwaltung hat sich schon seit vielen Jahren selbst verpflichtet, 

bei der Unterhaltung ihrer Grundstücke ohne den Einsatz von Pestiziden 

auszukommen. Dies war auch ein Grund dafür, weswegen in der Zwischenzeit 

ein Spezialpflegegerät zum Einsatz kommt, welches unerwünschte Kräuter 

und Gräser mit heißem Wasser behandelt. Der Kauf wurde am 26. März 2020 

im Gemeinderat behandelt, da der Erwerb während der Interimszeit erfolgte 

und die Verwaltung möglichst früh das Gerät bestellen wollte.  

 

Der kommunale Bauhof setzt nur zwei Pestizide ein, eines gegen den 

Buchsbaumzünsler sowie ein Fungizid bei starkem Pilzbefall. Beide Mittel sind 

auch für private Haushalte zugänglich und werden nur sehr selten bei Bedarf 

(nicht vorsorglich) und auch nur punktuell eingesetzt (so wurde das Mittel 

gegen Pilzbefall seit über zwei Jahren nicht eigesetzt…). Die Datenblätter der 

Produkte liegen der Verwaltung vor und können durch die Mitglieder des 

Gemeinderates eingesehen werden.  

Die Beseitigung von Unkräutern erfolgt manuell oder maschinell, jeweils ohne 

den Einsatz von chemischen Zusätzen.  

Die Gemeinde beauftragt im Rahmen der Fremdvergabe keine Fachfirmen, 

die gezielt zur Bekämpfung von Unkräutern etc. eingesetzt werden. Die 



Fremdfirmen sind überwiegend mit Mäh- und Rodungsarbeiten bzw. 

Rückschnittmaßnahmen beauftragt.  

 

Der Antrag fordert einen sofortigen Verzicht von chemisch-synthetischen 

Pestiziden auf allen kommunalen Flächen.  Die Verwaltung muss darauf 

hinweisen, dass die Gemeinde als Verpächter zahlreiche Grundstücke besitzt, 

über die sie im Pachtverhältnis nur bedingt Einfluss nehmen kann. 

Aufgrund der vertraglichen Verpflichtungen mit den Pächtern und den 

Erbbauberechtigten kann diese Forderung dort nicht unverzüglich umgesetzt 

werden.  

 

Der sofortige Verzicht auf chemisch-synthetische Pestizide kommt 

beispielsweise bei den landwirtschaftlich genutzten Flächen einem 

Berufsverbot für die betroffenen Landwirte gleich, denen damit gegebenenfalls 

die Existenzgrundlage entzogen wird. 

 

Die Gemeinde ist auch Eigentümer von Erbbaugrundstücken (Wohn- und 

Gewerbegrundstücke sowie Vereinsanwesen), dazu gehört beispielsweise 

auch der Kleingartenverein.  

 

Sollte es aufgrund eines verpflichtenden Verbots zu 

Schadensersatzansprüchen kommen müssten entsprechende 

Haushaltsmittel veranschlagt werden. Ebenso ist zu erwarten, dass sich die 

Pachthöhen reduzieren. Der Antrag hat entgegen der Regelung in unserer 

Hauptsatzung hinsichtlich der Finanzierung keine Angaben gemacht. 

 

Bezüglich Ziffer 3 des Antrages wird auf die personelle Situation um Bauamt 

verwiesen. Die Verwaltung ist zwar bemüht, auch hinsichtlich der Biodiversität 

und des Themas Bedeutsamkeit der Bienen und Bestäuber, ihren Beitrag zu 

leisten. So wird beispielsweise auf die Grundsatzvorlage vom 05. Juni 2019 

verwiesen (Anlegung von Bienenweiden auf kommunalen Grünflächen; 

Informationsvorlage). Sobald die Thematik aber zu speziell wird, sollte auch 

über fachlich qualifiziertes Personal nachgedacht werden. Die im Stellenplan 

zusätzlich vorgesehene Stelle im Bauamt wurde nach dem Gutachten der 



Gemeindeprüfungsanstalt für andere Aufgaben ermittelt. Für zusätzliche 

Aufgaben wie Klimaschutz etc. wäre entsprechend ein zusätzlicher 

Personaleinsatz erforderlich. Auch hierfür wären zur Umsetzung des Antrags 

noch Aussagen zur Finanzierung von Seiten des Antragstellers erforderlich (§ 

20 Abs. 2 Geschäftsordnung). 

 

Der Antrag der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen steht nach § 34 GemO zum 

Beschluss.  
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